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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.  Wie haben sich die Mietpreise in den letzten zwanzig Jahren im Landkreis 
Böblingen und in Baden-Württemberg entwickelt (aufgeschlüsselt nach Kom-
munen im Landkreis Böblingen und Jahren) unter Darlegung, wie die Landes-
regierung dies beurteilt?

2.  Wie haben sich die Grundstückspreise in den letzten zwanzig Jahren im Land-
kreis Böblingen und in Baden-Württemberg entwickelt (aufgeschlüsselt nach 
Jahren und Kommunen im Landkreis Böblingen)?

3.  Wie haben sich die Mieten bei bestehenden Mietverhältnissen, Mieterwechsel, 
erstmals vermieteten Wohnungen und nach Eigentümerwechsel in den letzten 
zehn Jahren im Landkreis Böblingen verändert? 

4.		Inwiefern	hat	die	Mietpreisbremse	Mieten	auch	außerhalb	der	von	ihr	betroffe-
nen	Kommunen	Leonberg	und	Sindelfingen	beeinflusst?

5.  Wie hat sich die Anzahl der Wohnungen, die Belegungsbindungen unterliegen, 
in den letzten fünf Jahren im Landkreis Böblingen entwickelt unter Angabe, ob 
diese den Bedarf decken? 

6.  Welche bebaubaren Grundstücke im Landkreis Böblingen stehen im Eigentum 
des Landes (unter Angabe ihrer Fläche, Darstellung nach Ortschaft, Straße, 
Haus-/Flurstücknummer)?

7.  Welche dem Land gehörenden Grundstücke oder Immobilien im Landkreis 
Böblingen, für die keine fortdauernde Nutzung vorgesehen ist, eignen sich zur 
Schaffung	von	Wohnraum?	
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 8.  Welche der unter Frage 7 genannten Immobilien oder Grundstücke im Land-
kreis Böblingen eignen sich unmittelbar für die Nutzung als Wohnraum?

 9.  Welche der unter Frage 7 genannten Immobilien oder Grundstücke im Land-
kreis	Böblingen	eignen	sich	mittelbar	zur	Schaffung	neuen	Wohnraums	(Sa-
nierung, Erweiterung oder Neubau)?

10.		Welche	 konkreten	Maßnahmen	 hat	 die	 Landesregierung	 ergriffen,	 um	 dem	
knappen Wohnraum im Landkreis Böblingen entgegenzuwirken?

3.6.2022

Wahl SPD

B e g r ü n d u n g

Der Wohnraum in baden-württembergischen Ballungszentren wird immer knap-
per. Insbesondere im Großraum Stuttgart steigen die Preise für Mietwohnungen 
immer weiter. Die Nutzung von landeseigenen Grundstücken und Immobilien 
könnte einen Beitrag zu mehr bezahlbarem Wohnraum leisten.

A n t w o r t * )

Mit Schreiben vom 4. Juli 2022 Nr. MLW26-27-133/58 beantwortet das Ministe-
rium für Landesentwicklung und Wohnen im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Finanzen die Kleine Anfrage wie folgt:

1.  Wie haben sich die Mietpreise in den letzten zwanzig Jahren im Landkreis Böb-
lingen und in Baden-Württemberg entwickelt (aufgeschlüsselt nach Kommunen 
im Landkreis Böblingen und Jahren) unter Darlegung, wie die Landesregie-
rung dies beurteilt?

Zu 1.: 

Zur Beantwortung der Frage wird auf die Daten des Statistischen Landesamtes 
Baden-Württemberg, hier Anlagen 1 und 2, verwiesen. 

Nach den Ausführungen des Statistischen Landesamtes sollte aufgrund vielfacher 
methodischer Änderungen im Mikrozensus die Zeitreihe nur als Ausdruck einer 
Tendenz verstanden werden. Angaben zur Entwicklung von Wohnungsmieten auf 
Kreisebene sind aus beiden o. g. statistischen Erhebungen nicht möglich. Alter-
nativ gibt es aus der Zusatzerhebung des Mikrozensus Angaben für die Region 
Stuttgart (ohne die Stadt Stuttgart), zu der auch der Landkreis Böblingen gehört, 
zur Bruttokaltmiete für das Jahr 2018.

Zur Frage der Beurteilung der Landesregierung wird auf die Antwort zu Frage 
Ziffer	10	verwiesen.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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2.  Wie haben sich die Grundstückspreise in den letzten zwanzig Jahren im Land-
kreis Böblingen und in Baden-Württemberg entwickelt (aufgeschlüsselt nach 
Jahren und Kommunen im Landkreis Böblingen)?

Zu 2.: 

Zur Beantwortung der Frage wird auf die Daten des Statistischen Landesamtes 
Baden-Württemberg, hier Anlage 3 und Anlage 4 verwiesen.

Für die Gemeinden im Landkreis Böblingen ist eine Auswertung der Statistik der 
Kaufwerte aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht möglich.

3.  Wie haben sich die Mieten bei bestehenden Mietverhältnissen, Mieterwechsel, 
erstmals vermieteten Wohnungen und nach Eigentümerwechsel in den letzten 
zehn Jahren im Landkreis Böblingen verändert? 

Zu 3.

Der Landesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

4.		Inwiefern	hat	die	Mietpreisbremse	Mieten	auch	außerhalb	der	von	ihr	betroffe-
nen	Kommunen	Leonberg	und	Sindelfingen	beeinflusst?

Zu 4.:

Die	Städte	Leonberg	und	Sindelfingen	sind	nach	dem	der	Mietpreisbegrenzungs-
verordnung vom 6. Oktober 2020 (GBl. S. 803) (Mietpreisbremse) zugrundelie-
genden	 Gutachten	 als	 Städte	 mit	 angespannten	Wohnungsmärkte	 definiert	 und	
damit in die Gebietskulisse der Mietpreisbegrenzungsverordnung aufgenommen 
worden. In solchermaßen bestimmten Gebieten mit angespannten Wohnungs-
märkten darf die Wohnraummiete zu Beginn des Mietverhältnisses die ortsüb-
liche Vergleichsmiete höchstens um 10 Prozent übersteigen.

Ob	und	wie	die	Mieten	außerhalb	dieser	Städte	davon	konkret	beeinflusst	worden	
sind, ist nicht bekannt. 

5.  Wie hat sich die Anzahl der Wohnungen, die Belegungsbindungen unterliegen, 
in den letzten fünf Jahren im Landkreis Böblingen entwickelt unter Angabe, ob 
diese den Bedarf decken? 

Zu 5.:

Zur Feststellung des sozial gebundenen Mietwohnraums im Land führt das Minis-
terium für Landesentwicklung und Wohnen in regelmäßigen Abständen Erhebun-
gen bei allen Gemeinden des Landes durch. Für die sachgerechte Behandlung der 
Frage	Ziffer	5	kann	auf	die	aktuelle	Abfrage	der	obersten	Landesbehörde	bei	al-
len	Gemeinden	des	Landes	zurückgegriffen	werden,	die	den	Auswertungsstichtag	 
31. Dezember 2020 zum Gegenstand hat. Aufgrund der umfassenden Beteiligung 
und des damit verbundenen erheblichen Aufwands zur Durchführung und Auswer-
tung einer solchen Erhebung kann diese nicht im jährlichen Rhythmus erfolgen.

Die Gemeinden sind zur Überwachung der Einhaltung der sozialen Miet- und Be-
legungsbindungen	verpflichtet	und	haben	zu	diesem	Zweck	alle	sozial	gebundenen	
Mietwohnungen sowie die Dauer dieser Bindungen und weitere bindungsrechtlich 
gebotene Merkmale in einer Wohnungsbindungskartei/-datei zu erfassen.

Das Ministerium hat die Gemeinden im Land im Weisungswege zur Mitteilung 
der dort erfassten Bestände und deren Entwicklung bis zu den Jahren 2021, 2022, 
2025 und 2030 jeweils zum Stand 31. Dezember 2020 aufgefordert, um die Da-
tenbasis insoweit zu aktualisieren.
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Die Mitteilungen aus dem benannten Landkreis wurden zur Grundlage der Be-
antwortung gemacht.

Die erfolgten Meldungen werden in der nachfolgenden Tabelle abgebildet. An-
gaben zum Entwicklungsstand 31. Dezember 2023, 31. Dezember 2024, 31. De-
zember 2026 und 31. Dezember 2027 können nicht übermittelt werden, da der 
Abfragehorizont diese Zeiträume nicht umfasste. Ergänzend wird daher der mit 
der Erhebung abgebildete Entwicklungsstand zum 31. Dezember 2030 aufgeführt.

Zum besseren Verständnis der tabellarischen Darstellung ist zu beachten, dass 
die errechnete Summe der mitgeteilten Wohneinheiten zum 31. Dezember 2020 
Auskunft über den zu diesem Zeitpunkt aktuell vorhandenen Bestand der So-
zialmietwohnungen gibt, die mit Hilfe landesseitiger Förderung bis zu diesem 
Zeitpunkt entweder bezugsfertig baulich hergestellt oder durch Begründung von 
Sozialbindungen an bereits bestehendem Mietwohnraum als Sozialmietwohnun-
gen gelten.

Die Angaben zu den anschließend bezeichneten Zeitpunkten – Entwicklungszeit-
räumen – zum 31. Dezember 2021, 31. Dezember 2022, 31. Dezember 2025 und 
31. Dezember 2030 spiegeln die kurz- und mittelfristige Entwicklung des gebun-
denen Mietwohnungsbestandes, hier notwendigerweise allein die Größenordnun-
gen des künftigen Abschmelzens des Bestands wieder.

Auswertungszeitpunkt für die Angaben zu den Entwicklungszeiträumen war 
ebenfalls der 31. Dezember 2020. Es handelt sich mithin hierbei nicht um Prog-
nosen. Beantragte oder erwartete Förderungen sowie künftige Baufertigstellungen 
waren daher ebenso wenig zu berücksichtigen wie etwa angekündigte vorzeitige 
Bindungsablösungen.

Für alle in der Tabelle ausgewiesenen Zahlenangaben gilt, dass es sich hierbei 
ausschließlich um die zusammengefasste Wiedergabe der gemeindlichen Mittei-
lungen handelt, die innerhalb der Bearbeitungsfrist übermittelt wurden.

Aufgrund des feststehenden Auswertungsstichtags zum 31. Dezember 2020 konn-
ten die im Jahr 2021 erfolgten Baufertigstellungen und Bindungsbegründungen an 
bereits bezugsfertigem Wohnraum nicht berücksichtigt werden.

Die Angaben zum gebundenen Sozialmietwohnungsbestand am 31. Dezember 
2021 können deshalb durch die zwischenzeitlich für das Jahr 2021 gesondert er-
hobenen Baufertigstellungen von Sozialmietwohnungen sowie weiteren Sozial-
bindungsbegründungen im Mietwohnungsbestand verlässlich ergänzt werden.

Für den Landkreis Böblingen können zu dem in der vorstehenden Tabelle an-
gegebenen Bestand zum 31. Dezember 2021 im Umfang von 1 393 Mietwohn-
einheiten, 54 Sozialmietwohneinheiten hinzuaddiert werden, die durch Baufertig-
stellungen und Bindungsbegründungen an bereits bezugsfertigem Mietwohnraum 
entstanden, so dass am Ende des Jahres 2021 dort ein Bestand in Höhe von 1 447 
Sozialmietwohnungen vorlag. Dem weiteren Abschmelzen des Bestands konnte 
mithin in Teilen entgegengewirkt werden.
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Die Prognos AG hat auf Wunsch der Wohnraum-Allianz und im Auftrag der L-
Bank eine Studie zum Wohnraumbedarf in Baden-Württemberg erstellt (4. Okto-
ber 2017). 

Darin hat Prognos eine Typisierung der Stadt- und Landkreise vorgenommen, für 
die	einschlägige	Parameter	bestimmend	sind.	Eingeflossen	in	diese	Expertise	sind	
Angaben bis zum Jahr 2015.

Danach repräsentiert der Landkreis Böblingen mit neun weiteren Landkreisen den 
Typus B. 

„Die Landkreise des Typs B verfügen unter den Landkreisen über eine unter-
durchschnittliche Wohnraumversorgung … und eine überdurchschnittliche Ar-
beitsplatzdichte … . Der Wohnungsmarkt des Typs B ist sehr angespannt. Diese 
Landkreise sind sowohl zum Arbeiten als auch zum Wohnen sehr beliebt. Die 
Folge dieser Faktoren sind Wohnraumknappheit … und ein hohes Pendlerauf-
kommen. Unter den Landkreisen sind die Kreise des Typs B besonders gefordert, 
dass sich die Wohnraumversorgung nicht weiter verknappt. Da diese Kreise be-
reits durch hohe Baulandpreise gekennzeichnet sind … droht die Gefahr, dass 
die wirtschaftliche Entwicklung durch mangelnden Wohnraumerweiterungen ge-
bremst wird. Landkreise in Typ B müssen sich daher verstärkt darum bemühen, 
ihr Wohnraumangebot auch kurzfristig erhöhen, um keine wirtschaftlichen Poten-
ziale zu verschenken“, so die Einschätzung der beauftragten Experten.“
 
Die Landesregierung geht im Anschluss an die Einschätzung der Gutachter der 
Prognos AG in dem Landkreis von einem fortbestehenden Bedarf an Wohnraum 
aus, der gerade auch sozial gebundenen Wohnraum umfasst.

Darüber hinaus zeigt sich gemäß den Angaben der Wohnraumförderungsstelle 
des Landratsamts Böblingen eine kontinuierliche Nachfrage nach gebundenem 
Sozialwohnraum. So gingen bei der Wohnraumförderungsstelle beispielsweise im 
Jahr 2019 20 Anträge für insgesamt 133 Wohneinheiten und im Jahr 2021 19 An-
träge für insgesamt 100 Wohneinheiten ein.

6.  Welche bebaubaren Grundstücke im Landkreis Böblingen stehen im Eigentum 
des Landes (unter Angabe ihrer Fläche, Darstellung nach Ortschaft, Straße, 
Haus-/Flurstücknummer)?

7.  Welche dem Land gehörenden Grundstücke oder Immobilien im Landkreis 
Böblingen, für die keine fortdauernde Nutzung vorgesehen ist, eignen sich zur 
Schaffung	von	Wohnraum?	

8.  Welche der unter Frage 7 genannten Immobilien oder Grundstücke im Land-
kreis Böblingen eignen sich unmittelbar für die Nutzung als Wohnraum?

9.  Welche der unter Frage 7 genannten Immobilien oder Grundstücke im Land-
kreis	Böblingen	eignen	sich	mittelbar	zur	Schaffung	neuen	Wohnraums	(Sanie-
rung, Erweiterung oder Neubau)?

Zu 6. bis 9.:

Aufgrund	des	Sachzusammenhangs	werden	die	Fragen	Ziffern	6	bis	9	gemeinsam	
beantwortet.

Das Land verfügt im Landkreis Böblingen über die nachstehend aufgeführten be-
baubaren Grundstücke beziehungsweise Grundstücksareale, auf denen entweder 
erstmals Neubauten errichtet werden können oder eine weitere Bebauung durch 
Nachverdichtung als möglich erscheint. 
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Die genannten Grundstücke beziehungsweise Grundstücksareale sind baupla-
nungsrechtlich	 ausnahmslos	 als	 Sonderbauflächen	 (beispielsweise	 Sonderbau-
flächen	 mit	 Zweckbestimmung	 Versuchsgut	 Universität	 Hohenheim)	 oder	 als	
Gewerbegebiet ausgewiesen. Für diese Grundstücke besteht für die genannten 
Zwecke Eigenbedarf.

Das Land Baden-Württemberg besitzt im Landkreis Böblingen keine Grundstücke, 
die als Bauerwartungsland einzustufen sind oder die nach Abriss und Neubebau-
ung oder Umnutzung als Wohnraum genutzt werden können. Ein fortbestehender 
Nutzungsbedarf durch Landeseinrichtungen schließt eine Umnutzung als Wohn-
raum aus. Für die zu Frage 6 aufgeführten landeseigenen Grundstücke ist bau-
rechtlich keine Nutzung als Wohnraum vorgesehen.

Im	Übrigen	wird	auf	die	Beantwortung	der	Fragen	Ziffern	1	bis	4	der	Drucksache	
16/4579 verwiesen.

10.		Welche	 konkreten	 Maßnahmen	 hat	 die	 Landesregierung	 ergriffen,	 um	 dem	
knappen Wohnraum im Landkreis Böblingen entgegenzuwirken?

Zu 10.: 

Die Landesregierung hat bereits zahlreiche wohnungspolitische Maßnahmen er-
griffen,	um	der	angespannten	Wohnungsmarktlage	in	Städten	und	Gemeinden	ent-
gegenzuwirken.

Der beste Schutz vor hohen Mieten und Immobilienpreisen ist ein möglichst gro-
ßes Angebot an Wohnraum. Zur Bekämpfung des Wohnraummangels werden 
deshalb vor allem positive Anreize für mehr Wohnungsbau gebraucht. 

Zu den wohnungspolitischen Maßnahmen zählen insbesondere:

1. Wohnraumförderung

Die soziale Wohnraumförderung ist Teil der umfassenden Wohnungspolitik des 
Landes. Der Gesetzgeber hat der Landesregierung mit dem Landeswohnraum-
förderungsgesetz (LWoFG) den Auftrag erteilt, zur angemessenen wohnungsmä-
ßigen	Versorgung	einkommensschwächerer	Haushalte	die	Schaffung	von	Wohn-
raum durch den Einsatz von Fördermitteln zu unterstützen.

Zu diesem Zweck fördert das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen 
sowohl	 die	 Begründung	 von	Wohneigentum	 als	 auch	 die	 Schaffung	 von	Miet-
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wohnraum. Mit Sozialbindungen wird sichergestellt, dass das geförderte Objekt 
allein dem ins Auge gefassten Personenkreis dauerhaft als Wohnung dient.

Die Förderziele werden jeweils in regelmäßig jährlichen oder (im Falle eines 
Doppelhaushalts)	zweijährigen	Förderprogrammen	definiert	und	mit	detaillierten	
Fördertatbeständen unterlegt.

Das aktuelle Wohnraumförderungsprogramm „Wohnungsbau BW 2022“ ist zum 
1. Juni 2022 mit einer noch attraktiveren Angebotsstruktur in Kraft getreten. Es 
gilt landesweit, mithin auch für den Landkreis Böblingen.

So wurden in der Vergangenheit entsprechende Förderanträge aus dem Landkreis 
eingereicht.

Als Gegenleistung des Einsatzes von Bundes- und Landesmitteln besteht die Ver-
pflichtung	der	Förderempfänger,	das	Objekt	als	Wohneigentümer	dauerhaft	selbst	
zu nutzen oder als Vermieter die Sozialwohnungen allein wohnberechtigten Haus-
halten zu einer deutlich reduzierten Miete zu überlassen. Die Berechtigung der 
Nutzer ist an die Einhaltung von Einkommensgrenzen und mit der Wohnungsgrö-
ße korrespondierenden Haushaltsgrößen verbunden. Geförderter Mietwohnraum 
darf deshalb nur gegen Vorlage eines entsprechenden Wohnberechtigungsscheins 
mietweise überlassen werden, wobei grundsätzlich alle wohnberechtigten Haus-
halte gleichermaßen Zugang zu gefördertem Wohnraum haben müssen.

2. Städtebauförderung

In Baden-Württemberg besteht bereits seit Jahren ein förmlicher Fördervorrang 
für	die	Schaffung	von	Wohnraum	durch	Umnutzung,	Modernisierung	und	Akti-
vierung von Flächen und leerstehenden Immobilien. Im Zusammenspiel mit der 
Förderung der Konversion ehemals militärisch genutzter Flächen, aber auch von 
Gewerbe- und Bahnbrachen, wird mit Hilfe der Städtebauförderung ein wesent-
licher Beitrag zur Wohnraumversorgung geleistet. So werden die Kommunen mit 
den baulich-investiven Finanzhilfen in die Lage versetzt, aktive und vorausschau-
ende Bodenpolitik sowie Innentwicklung zu betreiben und die baureifen Flächen 
zu darstellbaren Konditionen zu vermarkten. In der Folge kann damit bezahlbarer 
und geförderter Wohnraum entstehen.

Dass der Bedarf an den Finanzhilfen unverändert hoch ist, belegt das diesjährige 
Programmvolumen, das auch im 51. Jahr der Städtebauförderung erneut mehrfach 
überzeichnet war. Mit Finanzhilfen in Höhe von 237 Millionen Euro fördert das 
Ministerium Landesentwicklung und Wohnen 2022 über 310 städtebauliche Er-
neuerungsmaßnahmen. Gleichzeitig ist die Städtebauförderung ein langfristiges 
Konjunkturprogramm, das nicht nur eine hohe Anstoßwirkung für Folgeinvesti-
tionen	mit	sich	bringt,	sondern	auch	große	Beschäftigungseffekte	–	insbesondere	
örtlich und regional – entfaltet.

3.	Wohnraumoffensive

Zielsetzung	der	Wohnraumoffensive	des	Landes	ist	es,	neue	Wege	zu	finden,	wie	
Kommunen auf dem Weg zu mehr bezahlbarem, sozial gemischtem Wohnraum 
unterstützt werden können, wie eine aktive kommunale Bodenpolitik ermöglicht 
werden und zugleich innovatives Planen und Bauen befördert werden kann. Dazu 
gehören:

• Das Kompetenzzentrum Wohnen BW

  Das Kompetenzzentrum unterstützt Kommunen auf dem Weg, bezahlbaren 
Wohnraum	zu	 schaffen.	 Im	Rahmen	des	Förderprogramms	„Bezahlbar	Woh-
nen – Beratung für Kommunen“ erhalten interessierte Kommunen eine kos-
tenfreie Basisberatung als Eingangstor in das Beratungs- und Fördersystem. 
Sie können anschließend entsprechend ihres jeweiligen konkreten Bedarfs auf 
insgesamt	sieben	flexibel	miteinander	kombinierbare	Beratungsmodule	zugrei-
fen. Die Beratungsleistungen decken mit der begleitenden Kommunikation und 
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Bürgerbeteiligung, der Grundlagenermittlung, der Überführung in städtebau-
liche Rahmensetzungen, der Erarbeitung bedarfsgerechter sowie wirtschaftlich 
leistbarer Umsetzungskonzepte und der anschließenden Flächenentwicklung 
alle wesentlichen Umsetzungsschritte ab. 

  Ebenfalls im Rahmen des Kompetenzzentrums werden mit der Wiedervermie-
tungsprämie Anreize zur Aktivierung von leerstehendem Wohnraum gesetzt. 
Empfänger der Prämie sind Gemeinden, Städte und Landkreise. Diese können 
eine Prämie für Aktivitäten im Bereich der Beratung und Vermittlung erhalten, 
die nachweislich zur Wiedervermietung von Wohnraum geführt haben. Die 
Prämie wird in Form eines einmaligen Zuschusses gewährt. Sie beträgt zwei 
Nettomonatskaltmieten,	maximal	2	000	Euro	 je	wiedervermieteter	Wohnung.	
Ab dem Jahr 2022 wird das Land im Rahmen eines Prämienkatalogs weitere 
Prämienmodelle zur (Re)Aktivierung von Wohnraum anbieten.

• Der Grundstücksfonds

  Ziel des Grundstücksfonds ist es, diejenigen Kommunen mit Bedarf an bezahl-
barem Wohnraum zu unterstützen, die aufgrund ihrer Haushaltslage zumindest 
vorübergehend nicht in der Lage sind, selbst aktiv zu werden. Das Land springt 
in dieser Situation ein, kauft das Grundstück auf und hält es für einen zuvor 
vereinbarten Zeitraum im Grundstücksfonds, den die Kommune benötigt, um 
eine Bauleitplanung umzusetzen bzw. die Voraussetzungen für bezahlbares 
Wohnen	 zu	 schaffen.	 In	 dieser	Zeitspanne	kann	die	Kommune	 zudem	Rück-
lagen für einen späteren Grundstückserwerb bilden. Ist die Kommune mit der 
Schaffung	der	Rahmenbedingungen	erfolgreich,	kann	sie	die	Option	zum	Kauf	
des Grundstücks nutzen. Dabei hat sie die Möglichkeit, den Preis selbst mit-
zugestalten. Ausgehend vom Verkehrswert zum Zeitpunkt des Verkaufs kann 
der Kaufpreis entsprechend des jeweiligen Anteils an bezahlbarem Wohnraum 
reduziert	und	maximal	bis	auf	das	Niveau	des	ursprünglichen	Einkaufswerts	in	
den Grundstücksfonds abgesenkt werden. Unter der Voraussetzung, dass der 
Wohnungsmix	 auf	 dem	 Grundstück	 auch	 sozialgebundenen	 Mietwohnraum	
enthält, kann im Einzelfall eine Reduktion auch darüber hinaus erfolgen.

• Die Patenschaft Innovativ Wohnen BW

  Mit dieser Patenschaft will das Land innovative Ansätze für das bezahlbare 
Wohnen sichtbar machen und zielgerichtet unterstützen. Die Bedürfnisse der 
Menschen stehen im Mittelpunkt. In diesem Sinne sollen Ansätze und Verfah-
ren	identifiziert,	kommuniziert	und	beschleunigt	werden,	die	Wohnen	als	Pro-
zess	denken,	die	gemeinschaftliche	Wohnformen	(die	nicht	zwangsläufig	neu,	
sondern bislang unterrepräsentiert sind) marktfähig machen und diese in den 
Kontext	des	Quartiers	integrieren.	Akteure	aus	ganz	unterschiedlichen	Richtun-
gen sollen zusammengebracht und ermutigt werden, gute Ideen, wegweisende 
Projekte	und	experimentelle	Verfahrensweisen	auszuprobieren	und	einer	brei-
ten	Öffentlichkeit	 ins	Bewusstsein	 zu	 rufen.	Die	 Förderung	 beispielgebender	
Projekte des innovativen und zugleich bezahlbaren Wohnens ist das Kernstück 
der Patenschaft.

Mit dem Strategiedialog „Bezahlbares Wohnen und innovatives Bauen“ ist zudem 
als Ziel vorgesehen, zusammen mit allen relevanten Akteure Lösungen für mehr 
bezahlbaren	Wohnraum	zu	schaffen.	

4. Mobilisierung von Flächen

Ein Schlüssel beim Thema Wohnraum ist die Mobilisierung von Flächen für 
Wohnzwecke. Die Landesregierung setzt sich seit Langem für eine nachhaltige, 
effiziente	 und	 ressourcenschonende	 Raum-	 und	 Siedlungsentwicklung	 mit	 dem	
Vorrang der Innenentwicklung ein. Ziel der Landesregierung ist es, die bedarfsge-
rechte Ausweisung von Flächen durch die Kommunen im Rahmen ihrer kommu-
nalen	Planungshoheit	mit	dem	Vorrang	der	Innenentwicklung	und	der	effizienten	
Nutzung der Flächen in Einklang zu bringen. Das Land setzt eine breite Palette 
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von Maßnahmen und Instrumenten zur Unterstützung der Kommunen bei der her-
ausfordernden Aufgabe der Innenentwicklung ein, u. a.:

• Das Förderprogramm „Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“

  Das Programm unterstützt u. a. Konzepte zur Aktivierung von Leerständen und 
Brachen in den Kommunen. Gefördert werden zudem sogenannte kommunale 
Flächenmanagerinnen und Flächenmanager, die Innenentwicklungspotenziale 
wie etwa Baulücken, Leerstände und Gewerbebrachen für Wohnzwecke akti-
vieren. Zu deren Aufgaben gehört insbesondere auch die Ansprache und Be-
ratung von Eigentümerinnen und Eigentümern zur Aktivierung von Innenent-
wicklungspotenzialen für Wohnzwecke. Die Maßnahmen bilden die Grundlage 
für die Wiedernutzung und Weiterentwicklung von un- oder untergenutzten 
Grundstücken	und	Brachflächen.	Im	Förderjahr	2021	wurde	der	Kreis	der	An-
tragsberechtigten auf die Träger der Regionalplanung erweitert. Angesichts der 
hohen	Nachfrage	wurde	das	Förderprogramm	2022	finanziell	aufgestockt.	

  Förderungen mit Schwerpunkt auf Entwicklung von Wohnraum im Innenbe-
reich im Landkreis Böblingen: 

 – 2021: Flächenmanager Herrenberg
	 –	 2021:		Projektförderung	Ehningen,	Gärtringen,	Magstadt	mit	Ziel	Schaffung	

von Wohnraum im Innenbereich
 – 2016: Flächenmanager Landratsamt Böblingen

•  Mit der sogenannten „Grundsteuer C“ wird den Kommunen in Baden-Würt-
temberg künftig ein Instrument zur Verfügung gestellt, mit dem sie gezielt 
einen Anreiz setzen können, baureife, aber unbebaute Grundstücke im Innen-
bereich zu mobilisieren.

5. Städtebau und Bauleitplanung

Die	zielgerichtete	und	am	Bedarf	orientierte	Bereitstellung	von	Wohnbauflächen,	
sowohl	 im	 innerörtlichen	Kontext	 (zum	Beispiel	 durch	Wiedernutzbarmachung	
von	Brachflächen	und	Nachverdichtung)	als	auch	durch	die	Neuausweisung	zu-
sätzlicher	Wohnbauflächen	 im	Außenbereich,	 setzt	 einen	qualitätsvollen	Städte-
bau	 und	 verfahrenstechnisch	 eine	 gute	 Praxis	 der	 kommunalen	 Bauleitplanung	
voraus. Aus diesem Grund beraten die Landesbehörden, insbesondere die Re-
gierungspräsidien, die kommunalen Planungsträger auf Wunsch bei schwierigen 
Rechts- und Verfahrensfragen in der Bauleitplanung. Themen, die von grundsätz-
licher Bedeutung sind, werden in den Dienstbesprechungen mit dem Ministerium 
für Landesentwicklung und Wohnen behandelt.

Das	Ministerium	für	Landesentwicklung	und	Wohnen	unterstützt	eine	gute	Praxis	
der	 kommunalen	 Bauleitplanung	 flankierend	 durch	 praktische	 Arbeitshilfen	 für	
die am Planen und Bauen Beteiligten. Mit besonderem Blick auf die kommuna-
len Entscheidungsträger wurde im Sommer 2018 die Broschüre „Beschleunig-
ter	Wohnungsbau	–	Effizienz	bei	der	Baulandgewinnung	und	 in	Planverfahren“	
herausgegeben,	die	insbesondere	für	kommunale	Baulandmodelle,	effiziente	Pla-
nungs- und Umsetzungsverfahren und die Möglichkeiten von Nutzungsmischung 
und Nutzungsdichte sensibilisieren soll. Als Ergebnis der Arbeit der Wohnraum-
Allianz wurde im Dezember 2019 zudem der „Handlungsleitfaden Artenschutz in 
der Bauleitplanung und bei Bauvorhaben“ herausgegeben, der sowohl verfahrens-
bezogene	als	 auch	 inhaltliche	Hinweise	 für	 einen	effizienten	und	 rechtssicheren	
Umgang mit dieser Thematik unter anderem in der Bauleitplanung gibt und damit 
die Bereitstellung von zusätzlichem Wohnraum befördern soll. Daneben gibt es 
weitere	themenspezifische	Kurzbroschüren	und	Arbeitshilfen,	die	regelmäßig	ak-
tualisiert werden.
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6. Landesbauordnung (LBO)

Auf der Grundlage des Ergebnisses einer umfassenden Überprüfung der Landes-
bauordnung mit dem Ziel einer Erleichterung des Wohnungsbaus und dem Ziel, 
die	Schaffung	von	neuem	Wohnraum	zu	 fördern,	wurde	die	Landesbauordnung	
unter Einbeziehung und der Empfehlungen der Wohnraum-Allianz zum 1. Au-
gust	2019	geändert.	Dabei	wurden	bauliche	Standards	abgebaut	oder	modifiziert,	
um das Bauen einfacher und kostengünstiger zu gestalten. Weitere Änderungen 
dienten der Beschleunigung und der Digitalisierung der baurechtlichen Verfahren.

7. Genehmigungsvorbehalt bei der Zweckentfremdung von Wohnraum

Das Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZwEWG) 
vom 19. Dezember 2013 (GBl. S. 484), geändert durch Gesetz vom 4. Februar 
2021 (GBl. S. 116), dient der Bekämpfung von örtlichem Wohnraummangel. 

Es gibt den Städten und Gemeinden die Möglichkeit, durch eine Satzung ein Ver-
bot der Zweckentfremdung von Wohnraum festzulegen, soweit der Wohnraum-
mangel nicht in absehbarer Zeit durch andere Maßnahmen beseitigt werden kann. 
Umfasst vom Zweckentfremdungsverbot sind die Fallgruppen des Leerstands, des 
Abrisses sowie der Nutzung zu anderen als Wohnzwecken zum Beispiel zur ge-
werblichen Nutzung oder zu dauerhaften Nutzung als Ferienwohnung.

8. Erlass der Mietpreisbegrenzungsverordnung

Die aktuelle Verordnung der Landesregierung zur Bestimmung der Gebiete mit 
Begrenzung der zulässigen Miethöhe bei Mietbeginn vom 6. Oktober 2020 (GBl. 
S. 803) ist bis 30. Juni 2025 gültig. Grundlage ist die bundesrechtliche Verord-
nungsermächtigung in § 556d des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). In der Fol-
ge darf die Miete in 89 Städten und Gemeinden in Baden-Württemberg mit an-
gespannten Wohnungsmärkten zu Beginn des Mietverhältnisses die ortsübliche 
Vergleichsmiete höchstens um 10 Prozent übersteigen. Dies gilt nach § 556f BGB 
allerdings nicht für Neubauten und für umfassend modernisierte Wohnungen.

Die Mietpreisbremse umfasst 89 Städte und Gemeinden mit angespannten Woh-
nungsmärkten, in denen die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Miet-
wohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. Bezogen auf 
die Einwohnerzahl repräsentieren diese rund 36 Prozent der Bevölkerung.

9. Erlass der Kappungsgrenzenverordnung

Die aktuelle Verordnung der Landesregierung zur Bestimmung der Gebiete mit ab-
gesenkter Kappungsgrenze bei Mieterhöhungen vom 16. Juni 2020 (GBl. S. 408) ist 
ebenfalls bis 30. Juni 2025 gültig.

Nach § 558 Absatz 3 Satz 3 BGB sind die Landesregierungen ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Gemeinden oder Teile von Gemeinden zu bestimmen, in denen 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemes-
senen Bedingungen besonders gefährdet ist und in denen deshalb für Mieterhö-
hungen im Bestand die Kappungsgrenze von 20 Prozent auf 15 Prozent herab-
gesetzt wird. Zielsetzung der Verordnung ist somit, in Gebieten mit angespannten 
Wohnungsmärkten den Mietanstieg im laufenden Vertragsverhältnis und damit 
bei Bestandsmieten zu dämpfen.

Die Kappungsgrenzenverordnung als weitere mietschützende Verordnung um-
fasst dieselben 89 Städte und Gemeinden mit angespannten Wohnungsmärkten 
wie die Mietpreisbegrenzungsverordnung.

10. Erlass der Kündigungssperrfristverordnung

Die aktuelle Verordnung der Landesregierung zur Bestimmung der Gebiete mit 
verlängerter Kündigungssperrfrist bei Wohnungsumwandlungen in Eigentumswoh-
nungen vom 16. Juni 2020 (GBl. S. 409) ist ebenfalls bis zum 30. Juni 2025 gültig.
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Nach § 577a Absatz 2 Satz 2 BGB sind die Landesregierungen ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Gemeinden oder Teile von Gemeinden zu bestimmen, in denen 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemes-
senen Bedingungen besonders gefährdet ist und in denen deshalb die Kündigungs-
sperrfrist bei Umwandlung vermieteter Wohnungen in Eigentumswohnungen von 
drei auf bis zu zehn Jahre verlängert werden kann. Zielsetzung der Verordnung 
ist somit, in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten den Mieterinnen und 
Mietern, die infolge einer nach Überlassung erfolgten Umwandlung des Miet-
wohnraums in Wohnungseigentum und durch dessen Veräußerung erhöhter Ver-
drängungsgefahr ausgesetzt sind, einen längeren Bestandsschutz zu gewähren.

Die Landesregierung hat von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht und die 
Kündigungssperrfrist in den 89 Städten und Gemeinden mit angespannten Woh-
nungsmärkte auf fünf Jahre verlängert.

Im Ergebnis wurde damit der Gleichlauf der Kappungsgrenzen- und der Kün-
digungssperrfristverordnung mit der Mietpreisbegrenzungsverordnung sicherge-
stellt. Eine weitere Verlängerung dieser Verordnung wird zu gegebener Zeit an-
hand der Situation der Wohnungsmärkte zu prüfen sein.

11. Sonstiges 

Angesichts der Situation bundesweit steigender Miet- und Immobilienpreise nicht 
nur in Baden-Württemberg, sondern bundesweit, wurden in den letzten Jahren 
auch auf Bundesebene etliche Regelungen zur Verbesserung des Mieterschutzes 
umgesetzt: 

• Verschärfungen der Mietpreisbegrenzungsverordnung durch

 –  Einführung eines Auskunftsanspruchs für die Mieterseite über die Vormiete 
zum 1. Januar 2019, 

 –  Einführung eines Rückforderungsanspruchs der Mieterseite bei überhöhter 
Miete und Verlängerung der Verordnungsermächtigung an die Länder um 
weitere fünf Jahre bis 2025 zum 1. April 2020.

•  Absenkung der Modernisierungsumlage von 11 Prozent auf 8 Prozent zum Ja-
nuar 2019.

•  Verlängerung des Bezugszeitraums der ortsüblichen Vergleichsmiete von vier 
auf sechs Jahre, damit zugleich Dämpfung des Mietniveaus, zum 1. Januar 2020.

•  Wohngeldreform mit Anhebung des Leistungsniveaus zum 1. Januar 2020 und 
mit Dynamisierung, d.h. automatische Anpassung an das Miet- und Einkom-
mensniveau alle 2 Jahre, beginnend ab 1. Januar 2022. Von den Wohngeld-
erhöhungen	profitieren	über	50	000	Haushalte	in	Baden-Württemberg.

•  Mietspiegelreform mit Verbesserungen zur Erstellung von Mietspiegeln und 
deren Transparenz und Rechtssicherheit zum 1. Juli 2022.

Razavi
Ministerin für Landesentwicklung 
und Wohnen
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